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Der Bundesminister für Verteidigung 

FQ B VII 1 - Az.: 01-02-01-01 


Bonn, den 30. Juni 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auftreten von Offizieren des Bundesvertei- 
digungsministeriums in Wahlversammlungen 
der CDU 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 428 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern wie folgt: 

Zu 1. 

Hauptmann Hauschild hat am 29. Mai 1958 im Rahmen einer 
CDU-Veranstaltung in Krefeld ein Referat über das Thema 
„Militärische Aspekte der Sicherheitsfrage" gehalten. Bei 
dieser Veranstaltung hat es sich nicht um eine Wahlver- 
sammlung, sondern um eine geschlossene Mitgliederversamm- 
lung der CDU-Kreispartei in Krefeld gehandelt. Der Vortra- 
gende hat sich nur mit der militärfachlichen Seite des Themas 
befaßt. Nach meinen Feststellungen hat. Hauptmann Hauschild 
Hei dem Vortrag die Zurückhaltung gewahrt, die sich aus 
seiner Stellung als Soldat gegenüber der Gesamtheit und aus 
der Rücksicht auf die Pflichten seiner Dienststellung als 
Offizier ergehen (§ 10 Abs. 6, § 17 Abs. 2 des Soldatengesetzes). 

Fs konnte bezweifelt werden, oh sich das Verbot der Teil- 
nahme an politischen Veranstaltungen in Uniform (§ 15 Abs. 3 
des Soldatengesetzes) auch auf geschlossene Mitgliederver- 
sammlungen einer Partei bezieht. 

Die Überprüfung der Rechtslage hat allerdings zu der Auffas- 
sung geführt, daß auch geschlossene Versammlungen, sofern 
sie parteipolitischen Charakter tragen, als politische Veranstal- 
tungen im Sinne des § 15 Abs. 3 des Soldatengesetzes ange- 
sehen werden müssen. 
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Hauptmann Haiischild hat an der Versammlung in Uniform 
teilgenommen, was der Auslegung des § 15 Abs. 3 des Sol- 
datengesetzes widerspricht. Sein Irrtum über die Auslegung 
dieser Bestimmung muß aber nach Lage der Dinge als ent- 
schuldbar angesehen werden, 

Zu 2. 

Es ist der Bundesregierung nicht bekanntgeworden, daß Offi- 
ziere der Bundeswehr im Rahmen des nordrhein-westfälischen 
Landtags wahlkampfes in Wahlversammlungen gesprochen 
haben. 

Zu 3. 

Der Bundesregierung ist von einer Propagandatätigkeit von Offi- 
zieren der Bundeswehr für bestimmte Parteien nichts bekannt. 

Zur Vermeidung ähnlicher Vorfälle werde ich zusätzlich zu 
einer von mir bereits am 22. Juli 1 957 herausgegebenen Wei- 
sung „Soldat und Wahl" die Soldaten der Bundeswehr noch- 
mals eindringlich über die Tragweite des § 15 Abs. 3 und des 
§ 10 Abs. 6 des Soldatengesetzes belehren und die o. a. Rechts- 
auffassung dabei zugrunde legen. 


Strauß 
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